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Anlage 241 und 242.

Anlage 241.
Bericht

des Finanzausschusses über die Vorlage der Staatsregiernng , betreffend Bereitstellung von Mitteln zur
Verstärkung und Verbreiterung der Pieranlageu zu Brake.

(Anlage 107)

Wie in der Begründung des Antrages seitens der Re¬
gierung gesagt ist , dienten die Pieranlagen in Brake in Friedens¬
zeiten besonders dem Getrcidcverkchr . Die auf dem Pier befind¬
lichen Kräne sind auch dementsprechend konstruiert und haben
nur eine Tragfähigkeit von 1000 bis 1250 lege Die Einfuhr
von Getreide hat nun infolge des Krieges fast ganz aufgehört
und haben alle beteiligten Stellen die größten Anstrengungen
geinacht , an Stelle des ausgefallenen Getreides andere Güter in
größerem Umfange nach Brake zu ziehen . Das ist gelungen,
indem der Erzverkehr in größerem Maße nach Brake geleitet
wird . Zur Betverkstelligung desselben genügen aber die Kran-
vorrichtungen mit ihrer geringen Tragfähigkeit und ihrer leichten
Bauart in keiner Weise , und muß Abhilfe geschaffen werden.
Selbst der jetzige Verkehr ist mit den vorhandenen Einrichtungen
nur unter Schwierigkeiten zu bewältigen , bei weiterer Aus¬
dehnung desselben , wozu die Möglichkeit vorhanden ist , ist dies
ausgeschlossen.

Um diesen Mißständeu abzuhelsen , hat die Staatsregierung
beim Reich die Kosten für neue Kranvorrichtnngen beantragt.

Namens des

Um diese Einrichtungen treffen zu können , ist eine Verstärkung
und eine Verbreiterung der Pieranlagen notwendig , wofür die
Kosten nach einem von einer Privatfirma eingehakten Angebot
auf 1 718 000 c/ / veranschlagt werden.

Nach eingehender Besprechung mit den Regiernngsvertretern
hält auch der Ausschuß die Aufwendung dieser Kosten für
erforderlich , sowohl um den Erzvcrkehr in Brake dauernd zu
halten , als auch im Interesse der in Brake vorhandenen Arbeiter¬
schaft , und

b e a ntra  g t:

Der Landtag wolle unter der Voraussetzung , daß
die beim Reich beantragten Kosten für die Kraneinrich-
tungen bewilligt werden , zur Verstärkung mW Verbrei¬
terung der Pieranlagen zu Brake zu § 408 der Aus¬
gaben , unter gleichzeitiger Erhöhung des § 402 - der Ein¬
nahmen des Voranschlags 1020 für den Landestcil
Oldenburg 1 718 000 Z / nachbewilligen.

Finanzausschusses.
Ter ^ Berichterstatter:

W ieting.

Anlage 242.
Bericht

des Verwnltnngsansschnsses über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg , betreffend Ab¬

änderung der Bestiminungen in Art . 25 und 26 des revidierten Zivilstaatsdienergesetzes vom 28 . März 1867.
(Anlage 26 .)

Für Dienstreisen der Beamten ins Ausland oder in einen reichen . Gedacht ist nach der Erklärung des Regierungsver-
andcren Landesteil tverden nach Art . 25 des Zivilstaatsdiener - treters hauptsächlich an Reisen nach Wangerooge sowie an solche
gesetzes die Diäten vom Staatsministerium in einer den Ver - Reisen von Brake nach Dedesdorf , die der schlechten Bahnver¬
hältnissen entsprechenden Weise bestimmt . Eine gleiche Regelung i bindungen wegen oder infolge Eisganges über Bremen und mit
erstrebt der tz 1 des Entwurfs für die besonderen Fälle , in denen ^ Übernachtung daselbst gemacht tverden müssen,
zwar das Reiseziel innerhalb des Landesteils liegt , in denen aber
die Reise so umständlich und teuer ist , daß die nach den bis - Nach den jetzt geltenden Bestimmungen betragen die Aus-
herigen Bestimmungen zu zahlenden Jnlandsdiäten nicht aus - lands -Taacgelder 125 der Jnlandstagegelder , demnach
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Anlage 242 und 243.

für höhere für mittlere
Beamte Beamte

für Vs Tag von weniger
als 9 Stunden . . 6,75 ( 3 4,50 ( 2 -̂ ),

für V2 Tag von mehr
als 9 Stunden . . 20,25 „ ( 9 „ ) 18,— „ ( 8 „ ),

für 1 Tag von weniger
als 9 Stunden . . 13,50 „ ( 6 „) 9,— „ ( 4 „ ),

für 1 Tag von mehr
als 9 Stunden . . 27,— „ (12 „ ) 22,50 „ (10 „ ).

für eine Übernachtung. 11,25 .. ( 5 .. , 11.25 „ ( 5 „ )
Ter Ausschuß hält die dem Entwurf beigesügte und vom

Regierungsvertreter ergänzte Begründung für durchschlagend.
Bei der Beratung wurde erörtert, ob nicht die Ungleichheit

zu beseitigen ist, daß für Dienstreisen verschiedene Tagegelder ge¬
zahlt würden, je nachdem, ob sie z. B. in Rüstringen oder in
Wilhelmshaven enden. Ter Ausschuß war in Übereinstimmung
mit dem Regiernngsvertreter der Ansicht, daß irgendwo eine
Grenze gezogen werden müsse, bei der die höheren Lätze zur
Anwendung kämen, und daß daher am richtigsten die LandeS-
arenz-e gewählt werde.

Ferner wurde die Frage gestellt, ob nicht auch die Tage¬
gelder für Dienstreisen im Landcstcil Oldenburg(in der obigen
Tabelle in Klammern beigefügt) einer Nachprüfung bedürften.
Tie Frage wurde vom Regierungsvertreter verneint und der
Ausschuß hat sich dem im allgemeinen aus der Erwägung auge¬
schlossen, daß bei den häufiger vorkommcnden Tienstreisen mi
Fnlande zwischen länger dauernden teuren und solchen Reisen,
die nennenswerte Unkosten Überhang: mehr verursachten, ein
Ausgleich stattfände. Nur für ein Nachtquartier reichen nach
Ansicht des Ausschusses5 Ml n cht mehr aus, auch kann hier
ein Ausgleich nicht angenommen werden, vielmehr erscheint eine
Erhöhung des Satzes auf 7 F/ als angemessen.

Eine Anregung, daß eine Erhöhung der Bezüge der Gen¬
darmen in Aussicht zu nehmen fest'wurde durch die Erüärung
des Reaiernngsvertreters, daß die Einreihung der Geudwm.m
unter die Ziviistaatsdiener bcvorstehe und daß die den Zivilstaats¬
dienern gewährten Zulagen zu den Tagegeldern auch den Gen¬
darmen zugute kämen, für erledigt erklärt.

Fm H2 des Entwurfs handelt es sich um eine Erhöhung
i der Transportkostenveraütung bei der Benutzung eines Fahr-
! rades nach Art 26 Z 3 des Zivilstaatsdicnergesetzes. Die Be-
! aründnng des Entwurfs scheint den: Ausschuß zutreffend zu sein,
i da die ÄnschasfungS- und Unterhaltungskosten für Fahrräder
i tatsächlich stark gestiegen sind. Eine Erhöhung des Kilometcr-

satzes von 15 ans 25 T> erschien angemessen. Wegen der Mög¬
lichkeit eines Rückganges der Fahrradkostcn im Falle einer Ände-

i rung des Röhstoffmarktes schien es auch richtig zu sein, dem
^ Staatsininisterünn die in tz2 Abs. 2 des Entwurfs beantragte
. Befugnis zu geben.
i Bezüglich der Wegemeister wurde noch geltend gemacht, daß
! auch ihnen Kilometergelder für die. Fahrradbcnutzung, jedenfalls
i aber eine Erhöhung der Ticnstaufwandsentschädigung, zuge-
! standen werden wüste. Ta die Erhöhung der Dicnstaufwands-
i entschädigung vom Regierungsvertreter in Aussicht gestellt wurde,
i war die Anregung erledigt.
! Gegen die rückwirkende Kraft des Gesetzes, wie sie im tz3
^des Entwurfes beantragt ist, wurde zunächst das Bedenken er-
i haben, daß eine Nachvergütung auf die schon ansbszahlten Tage-
! geldcr rechnungsmäßige Schwierigkeiten machen könnte. Der
>Ausschuß glaubt aber, daß diese Schwierigkeiten nicht so erheblich

sein würden, jedenfalls aber gegenüber der in der Begründung
geltend gemachten Billigkeitserwägnng zurücktrcten müßten.

Ter Ausschuß stellt danach folgende Anträge:
Antrag 1:

Ter Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine Zu¬
stimmung erteilen.

Antrag  2:
Ter Landtag wolle folgenden Gesetzentwurf Vor¬

schlägen:
Einziger Paragraph.

Fm Arr. 21 des Zivilstaatsdienergesetzes wird bei
der Bestimmung der Tiäten für ein Nachtquartier die
Zahl „5" durch die Zahl „7" ersetzt.

Tiefes Gesetz hat rückwirkende Kraft vom 1. Fnli
1919.

Namens des Perwaltungsansschnsses.
Ter Berichterstatter:

L0 hsc.

Anlage 24
B ericht

des Finanzausschusses zu dem an den Finanzausschuß gerichteten Anträge des Regiernngsbenollmächtigten
vom 28. Februar 1920, betreffend Chansseebauznschüsse an die Gemeinden Ohmstede und Melbergen.

Durch Scl,reiben vom 28. Februard. F. beantragt der ^ l . der Gemeinde Ohmstede ein Zuschuß von 30 der Kosten
Regicrungslnvollmächtigte: ! des Baues einer Gemeindcchaussee durch das Jpweger

Ter Landtag wolle sich damit einverstanden erklären, ! Moor bis zur Höhe von 96 000 0//,
daß '

15"
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Anlage 243 und 244.

2 . der Gemeinde Molbergen ein Zuschuß von 35 der Bau¬
kosten einer Gemeindechaussee von Molbergen nach Dwergte
und ein Zuschuß von 25 der Baukosten einer Chaussee
von Ermke nach Ermkerfeld bis zur Höhe von 76 000 <//t
bzw . 20 375 ^

gewährt wird und sür t 020 je 5000 o-// bewilligen.
Bei der Berechnung des Zuschusses werden die als Über-

tenerung oder als Kosten der Notstandsarbeitcn anerkannten
Beträge in Abzug gebracht.

Bei Beratung des Antrages unter Ziffer 1 im Aus¬
schüsse, an der auch der Regicrungsbevollmächtigte teilnahm,
wurde aus dein Ausschüsse darauf hingewiesen , daß der Staat
tvegen der Erschließung des über 800 Im großen Jpweger
Moores ein erhebliches Interesse an dem Zustandekommen dieser
Chausseestrecke habe und aus dem Grunde wohl ein Staats¬
zuschuß von 35 ^ am Platze sein möge.

Ter Regierungsvertreter führte dazu aus , daß der Staats¬
zuschuß der Regel nach nicht höher sein dürfe als der auf die
Gesamtgemeinde entfallende Betrag.

Nach eingehender Beratung kam der Ausschuß zu dem ein¬
stimmigen Ergebnis , den Antrag des Regiernngsbevollmächtigten
anzunehmen und zu beantragen , die Regierung möge prüfen , ob
nicht aus den vorstehend dargeleaten Gründen ein Staatszuschuß
von 35 gerechtfertigt sei.

Zu dein unter Ziffer 2 verzeichueten Anträge führte der
Regierungsbevollmächtigte aus , daß ciu Zuschuß von 35 der
Baukosten einer Gemeindechaussec von Molbergen nach Dwergte
sich deshalb rechtfertige , weil der Staat wegen des Forstortcs
Divergier Sand ein erhebliches Interesse für diese Strecke habe.

Ter Ausschuß stimmt dem zu und stellt

Antrag  Nr . 1:
Annahme des Antrages des Regierungsbevoll¬

mächtigten.
Antrag  Nr . 2:

Die Regierung wird ersucht , zu prüfen , ob nicht ein
Zuschuß von 35 ^ zu den Kosten des Baues einer

Gemeindechaussee durch das Jpiveger Moor gerecht¬
fertigt ist . _

Bei Gelegenheit der Beratung über die Staatszuschüssc zu
den Chausseebaukosten wurde im Ausschüsse auf die infolge des
Krieges ständig fortschreitende Verteuerung der Chausfcebauten
hingewiesen ; ein großer Teil der Kostenanschläge ist bereits vor
dem Kriege ausgestellt , die Ausführung dieser Strecken wird jetzt
ein Mehrfaches kosten ; auch die im vorigen Jahre erneut cin-
gcreichten Kostenanschläge sind jetzt schon wieder überholt . Da
die Zuschüsse bisher nur bis zur Höhe des eingereichten Kosten¬
anschlages gegeben werden , so erschien es notwendig , eine Form
zu finden , wonach es nicht erforderlich ist , ständig neue Kosten¬
anschläge einrcichen zu müssen.

Zu dieser Besprechung wurde auch der Regiernngsbevoll-
mächtigte zugezogen.

Ter Ausschuß kam nach eingehender Beratung einstimmig
zu dem Ergebnis , daß der Prozentsatz des Zuschusses aus der
Landeskasse auch für die unvermeidlichen Ü^ rschreitungen der
Kostenanschläge derselbe sein solle , als der mit Zustimmung des
Landtages bewilligte . Dabei ist der Betrag , der von den Ge¬
meinden oder den Amtsvcrbändcu anteilig zu den Beträgen auf¬
zubringen ist , die als Überteuerung oder als Kosten von Not-
standsarbeiteu anerkannt sind , unberücksichtigt zu lassen.

Der Ausschuß stellt
Antrag  Nr . 3:

Der Landtag wolle sich damit einverstanden
erklären , daß bei der Bewilligung von Zuschüssen zu
Chausseebauten an Amtsvcrbändc oder Gemeinden aus
der Landeskasse nicht nur der Betrag der voranschlags¬
mäßig festgesetzten Baukosten , sondern auch der Betrag
berücksichtigt wird , um welchen der Voranschlag infolge
der eingetretenen Teuerung hat überschritten werden
müssen . Die als Überteuerung oder als Kosten von
Notstaudsarbeiten anerkannten Beträge , auch soweit sie
von dem Amtsverbande oder der Gemeinde selbst auf-
znbringcn sind , dürfen hierbei leicht mit berücksichtigt
werden.

Namens des Finanzausschusses.

Der Berichterstatter:

H o l I m a n n.

Anlage 244.
Bericht

des Finanzausschusses zu dem an den Finanzausschuß gerichteten Anträge des Regiernngsbevollmächtigten

vom 13 . März 1020 , betreffend Chansseebauznschnß an die Gemeinde Rastede.

Unterm 13 . März 1920 ging dem Finanzausschuß nach - i „ Nachdem der Gemeinderat der Gemeinde Rastede die
stehendes Schreiben des Regiernngsbevollmächtigten zu : i Fortführung der von der Gemeinde Ohmstede durch das
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Anlage 244 und 245^

Jpweger Moor beschlossenen Chaussee durch die Gemeinde
Rastede bis an die Chaussee in Loyerberg beschlossen hat, be¬
antrage ich:

Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß der Gemeinde Rastede ebenfalls ein Zuschuß von 30 A
der Kosten des Baues einer Gemeindechaussee im Jpweger
Moor bis zur Höhe von 19 200 ^ gewährt wird, und für
1920 6000 bewilligen.

Bei der Berechnung des Zuschusses werden die als
Überteuerung oder als Kosten der Notstandsarbeiten an¬
erkannten Beträge in Abzug gebracht.

Mutzenbecher,
Regierungsbevollmächtigter."

Die vom Gemeinderat der Gemeinde Rastede beschlossene
Chausseestrecke ist die Fortführung der von der Gemeinde Ohm¬
stede durch das Jpweger Moor beschlossenen Chaussee bis an die
Chaussee in Loyerberg.

Der Ausschuß verweist auf seinen Bericht, betreffend Zu¬
schuß zu der von der Gemeinde Ohmstede beschlossenen Chaussee
durch das Jpweger Moor und auf die dazu gestellten Ausschuß¬
anträge, die in der letzten Plenarsitzung vom Landtage ange¬
nommen sind.

Der Ausschuß stellt den
Antrag:

Annahme des Antrages des Regierungsbevoll¬
mächtigten.

Namens des Eisenbahnausschusses.
Der Berichterstatter:

Hollmann.

Anlage 245.
Bericht

des Eisenbahnausschusses zu der Eingabe der Einwohner von Lintel, hinterm Reiherholz und Pfahlhausen,
betreffend Bitte um Einrichtung einer Haltestelle am Reiherholz.

Wie aus der Eingabe ersichtlich, hat die Angelegenheit den
Landtag schon öfters beschäftigt, und ist auch der Landtag 1913
zu dem Beschluß gekommen, eine Haltestelle im Reiherholz zu
errichten. Die Regierung aber hat es seinerzeit nicht für nötig
gehalten, den Beschluß des Landtages zur Ausführung zu
bringen. Auch diesmal wurde ein Regierungsbeamter gehört,
welcher erklärte, daß die Regierung der Ansicht sei, dem Wunsche
der Antragsteller nicht Nachkommen zu können, da erstens aus
betriebstechnischen Gründen und zweitens die Entfernungen zur
neuen Station nur wenig Vorteile den bestehenden Stationen
-Hude und Wüsting gegenüber bringen würde.

Der Ausschuß ist nach eingehender Beratung zu der Über¬
zeugung gekommen, daß der Wunsch der Antragsteller ein gut
Teil Berechtigung in sich birgt, da mit einer weiteren Ansiedlung
zu rechnen sei. Auch sei dieses Frühjahr durch das Halten
einiger Züge, die die Forstarbeiter beförderten, bewiesen, daß es
ohne große Schwierigkeiten durchführbar ist.

Der Ausschuß stellt darum den
Antrag:

Die Eingabe der Regierung zur Berücksichtigung zu
überweisen.

Namens des Eisenbahnausschusses.
Der Berichterstatter:

Denker.
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Anlage 246 und 247.

Anlage 246.
Bericht

des Eisenbahnausschnsses zu der Eingabe des Oldenburger Gauverbandes gegen den Alkvholismus und des

Oldenburger Landesvereins

Ter Eisenbahnansschnß ist einmütig der Ansicht , daß die

Bestrebungen der obengenannten Organisationen aus das tat¬

kräftigste zu unterstützen sind , und ztvar ans folgenden Gründen:

1. Tie Einschränkung des Alköholverbrauchs liegt im !

Interesse des Staates und des Volkes . ^
2 . Ter übermäßige Alkoholgenuß untergräbt die Volks-

gcsundheit und vernichtet das Familienglück . Namen¬

loses Elend hat er in viele Familien hineingetragen und

die sittliche Erziehung zahlreicher Kinder schwer ge¬

fährde, . i

für Innere Mission.

3 . Tie durch den Krieg herbeigcführte Einschränkung des

Alkoholverbranchs hat nachweislich eine sehr bedeutende

Hcrabminderung der Zahl der Geistesstörungen und der

strafbaren Handlungen verursacht.

Einstimmiger
A n t r a g:

Der Landtag wolle der Staatsregiernng die vor¬

liegenden Anträge zur Berücksichtigung empfehlen.

Namens des Eisenbahnansschusses.
Ter Berichterstatter:

Scidenberg.

Anlage 247.
Bericht

des Eisenbahnausschiisscs über die Petition der Bnreaugehilfen Jagusch und Bnmann beim

gerietst um Zulassung zum Examen für die mittlere Beamteulansbahu.

)berverwaltnngs-

Tie beiden Petenten nehmen Bezug aus ein Gesuch , das

sie am 13 . Juni 1919 dem damaligen Direktorium unter Befür¬

wortung des Oberverwaltungsgerichtspräsidenten Meher -Eller-

horst vorgelegt haben , um zum Examen der mittleren Beamtcn-

lanfbahn zngelassen zu werden . Eine Beantwortung des Gesuchs

ist bis heute nicht erfolgt . Der hinzugezogene Regierungsver-

tretcr erklärt , daß die Nichtbeantwortung auf das Erkranken des

betr . Tezernenten zurückznführen sei. Er erklärt weiter , daß

die Petenten bereits in den Jahren 1913 und 1916 Gesuche

gleichen Inhalts an die Regierung gerichtet hätten , die aber ab¬

schlägig beschießen seien , weil die vorgeschriebcnc und auch not¬

wendige dreijährige Borbereitnngszcit bei einem Amt , Stadt¬

magistrat oder Bürgermeistereien nicht absolviert sei. Die hier

beschäftigten Schreiber einschl . der Gerichtsschreiber haben die

Möglichkeit , nach einer dreijährigen Ausbildungszeit die Prü¬

fung zum Gerichts - bzw . Amtsaktuar abzulegen . Das Ober-

vcrwaltungsgericht nimmt aber eine Sonderstellung ein , denn

hier besteht die Möglichkeit nicht.
Tic Petenten sprechen weiter die Bitte ans , die Regierung

möge eine Verfügung zivecks Zulassung zu einen : verwaltungs-

gerichtlichen Examen erlassen.
Ter Ausschuß ist der Ansicht , daß die langjährige , Prak¬

tische Tätigkeit der Petenten beim Oberverwaltungsgericht der

dreijährigen Vorbereitungszeit anderer Schreiber bei den Ämtern

nsw . gleichzuachten sei und wünscht deshalb die Zulassung der

Petenten zum Examen der mittleren Beamtenlanfbahn.

Ter Ausschuß stellt den
Antrag:

Ter Landtag wolle die Petition der Regierung zur

Berücksichtigung überweisen.

Namens des Eisenbahnansschusses.

Der Berichterstatter:

Kape r.
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Anlage 248.

Anlage 248.
Bericht

des Eisenbahnausschusses über die Eingabe des Wirtschaftsbundes sür Handel und Gewerbe in Rnstringen
vvm 4. November 4919, betreffend Viehaufbringung und Verstärkung des Viehbestandes durch verstärkte

Einfuhr von Futtermitteln.
Die Eingabe behandelt genau genommenv i e r verschiedene

Angelegenheiten, die untereinander in mehr oder weniger engem
Zusammenhänge stehen.

Erstens  wird Klage erhoben darüber, daß von ver¬
schiedenen Kommunalverbänden, besonders von Rüstringen, aus
der Fleischverteilimg und aus der Zentralschlachtuna hohe Über¬
schüsse herausgewirtschaftet sind zu Lasten der Fleischverbraucher,
um mit diesen Überschüssen,an anderen Stellen entstandene Fehl¬
beträge zu decken. Die Zentralschlachterei Rüstringens soll einer,
jährlichen Uberschuß von etwa 800 000 >e// bringen und dieser
Überschuß soll, wie die Eingabe behauptet, dazu verwandt werden,
wilde Grundstücksspekulationen zu finanzieren. Wenn dem so
seil, sollte, sieht der Ausschuß in diesem Verfahren einen Übel¬
stand, glaubt aber, daß die Regierung ohne weiteres nicht in diese
Sache hineinsprechen darf, weil dadurch in das Selbstverwal-
mngsrecht der Gemeinden eingegriffen werden würde. Den¬
selben Standpunkt vertritt auch der Regierungsvrrtreter, und
wird deshalb der „Wirtschaftsbund" darauf verwiesen, wegen
dieser Angelegenheit zunächst mit den zuständigen Körperschaften
der Stadt Nüstringen zu verhandeln.

Zweitens  bemängelt die Eingabe die jetzt übliche Art
der Aufbringung des Schlachtviehes, bezeichnet sie als unpraktisch
und unlogisch und empfiehlt eine andere Art der Organisation.

Über diese Angelegenheit ist der Rcgierungsvertreter ein¬
gehend befragt und ist der Ausschuß auf Grund eigener Über¬
zeugung zu der Ansicht gekommen, daß — so lange die Zwangs¬
bewirtschaftung des Fleisches aufrecht erhalten werden muß —
das zurzeit von der Landesfleischstelle dnrchgeführtc System so¬
wohl für Erzeuger wie für Verbraucher das richtige ist. Bei
der Aufbringung der an das Reich abzüliefernden, wie auch für
den Bedarf des Freistaats Oldenburg anfzubringenden Mengen
kann schonend Verfahren werden, Oldenburg ist mit seiner Ab¬
lieferungspflicht mit ein volles Vierteljahr voraus, der olden-
bnraischen Landwirtschaft sind große Einnahinen zugeflosien, weil
es ans diese Weise möglich gemacht wurde, viel Zuchtvieh aus¬
zuführen, was dem Freistaat Oldenburg auf seine Schlachtvieh-
Ablieferungspflicht angerechnet wird.

Trotzdem haben die Verbraucher dauernd das Höchstmaß an
Fleisch zugewiesen bekommen, was ihnen nach den reichsgesetz-
licben Bestimmungen überhaupt zuaewiescn werden darf. Beide
Teile, die Erzeuger wie die Verbraucher, sind also durch das von
der Landesfleischstelle heute gehandhabte System in ihren berech¬
tigten Ansprüchen voll befriedigt worden und liegt deshalb keine
Veranlassung vor, den sorgfältig geprüften-Vorschlägen des
„Wirtschaftsbundes" weiter nachzugehen.

Drittens  wird die Forderung erhoven, sämtliche Zcn-
tralschlachlereien sofort anfzuheben. Auch eine derartige Ver¬
fügung der Regierung würde in das Sclbstverwaltungsrcchtder
Gemeinden in ungehöriger Weise eingreifen. Mit dem Augen¬
blick der Zuteilung des Schlachtviehs-an die Komumnalvcrbände
ist die Tätigkeit der Landcsfleischstelle beendet, die Kommnnal-
perbände sind von diesem Augenblick ab Besitzer des ihnen zu¬
gewiesenen Schlachtviehs und können'es nun schlachten und ver¬
teilen, .wie sie wollen, unter Innchaltung der gesetzlichen Bor-

. schristen, sie können das Fleisch durch eigene Zentralschlachtereien
oder durch Innungen oder durch deren Genossenschaften schlachten

: und verteilen lassen. Hierbei vertrat der Ausschuß dein Re-
! gicrnnasvertreter gegenüber die Ansicht, daß es dringend wün-
^ schenslvert ist, dem Schlachterhandwerk die selbständige Führung

der Einzelbetriebe baldigst wieder zu ermöglichen oder die
: Schlachterinnungenoder deren Genossenschaften zu Trägern der
. Verteilung zu machen. Nur muß auch sür diesen Fall die ein-
: wandfreie Befriedigung der Bedürfnisse der Konsumenten gc-
^ währleistet werden.

Viertens  wird vorgeschlagcn, daß die Überschüsse der
! Viehvcrwertungsvcrbände zum Einkauf ausländischer Fntter-
^ mittel verwendet werden, daß die Regierungen ihre Ansmerk-
^ samkeit dein Einkauf ausländischer Futtermittel mehr zuwenden
t sollen. Der Reaiernngsvcrtreter lehnte das erstcre ab, weil hier-
! bei alle Summen, auch wenn sie noch so groß wären, ver¬

schwinden würden, wie der Tropfen auf dem heißen Stein. Diese
Überschüsse sind besser im Jnlande zu verwenden. Ter Aus¬
schuß schließt sich dieser Auffassung an. Fm zweiten Punkte,
im allgemeinen Bestreben, Futtermittel vom Auslande hcrein-
znbringen, geschehe alles, was geschehen könne, und wenn der
Antragsteller praktische Vorschläge machen könne, seien diese der
Negierung willkommen. Im allgemeinen aber äußere sich auch
hier weder der schlvere Truck, den die Entente ans unser ganzes
Wirtschaftsleben ausübe. Die Entente will uns keine Futter¬
mittel verkaufen, sie will uns Fertigprodukte liefern (Fleisch,
Fette, Butter nswst, weil sic an letzteren mehr verdient, als an
ersteren.

Tie Anregungen des „Wirtschaftsbundes" — so gut sie
auch,genieint sein mögen— sind in diesem Punkte zurzeit fast
undurchführbar.

Nach alledem
beantragt

der Ausschuß:
Ter Landtag wolle die vorgenannte Eingabe der

Regierung als Material überweisen.
Namens des Eisenbahuausschuffes.

Der Berichterstatter:
Kraa tz.
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Anlage 249 und 250.

Anlage 249.
Bericht

des Eisenbahnausschusses zur Eingabe vom Verband oldenburgischer Torferzeuger , Sitz Oldenburg , betreffend

Belieferung der Kommunalverbünde mit Brenntorf.

In der Eingabe kommt zum Ausdruck , daß nach Ansicht

des Verbandes oldenburgischer Torferzeuger die von der Re¬

gierung getroffenen Maßnahmen zum großen Teil für die heu¬

tigen Zustände selbst verantwortlich gemacht werden müssen . In

der Anlage wird behauptet , daß die Regierung auf mehrere

Mißstände aufmerksam gemacht wurde , aber die Regierung zu

deren Beseitigung keine umfassenden Maßnahmen getroffen hätte.

Ferner soll die Regierung dadurch die Torfbelieferuug verzögert

haben , weil sie im Mai in : Einvernehmen mit den Verbraucher¬

kreisen den Höchstpreis von 400 o/k auf 650 o// erhöht hatte.

Da nun aber alle Torf -erzeuger den erhöhten Preis haben

wollten , so warteten alle , bis die Veröffentlichung stattfand.

Dieses geschah erst am 93 . Juni und seien darum 7 Wochen

verloren gegangen . Ein Vertrag wegen sämtlicher Lieferungen

sei wegen einiger Klauseln nicht annehmbar gewesen und anderes
mehr.

In der Anlage werden mehrere Mißstände genannt , die der

Ausschuß nicht nachprüfen konnte , es wurde darum ein Re¬

gierungsvertreter gehört , welcher erklärte , daß alle Zuschriften

über Mißstäude geprüft feien . Es habe sich aber herausgestellt,

daß die Regierung seinerzeit dem Treiben machtlos gegenüber¬

stand . Ein Wachtmeister aus Atens hätte berichtet , daß wegen

der vielen Wege , die nach Ostfriesland über die Grenze führen,

eine Kontrolle schlecht durchführbar sei. Einige Leute seien aber

zur Anzeige gebracht worden . Wenn da behauptet würde , daß

ein Kanal die Grenze bilde zwischen Oldenburg und Ostfries¬

land , so fei dies nicht zutreffend . Der Grundgedanke der Anlage

sei der , die Torfversorgung dem Verbände Oldenburger Torf¬

erzeuger zu übertragen . Hierzu bemerkte der Regierungsver-

tretcr , daß im vergangenen Frühjahr die Regierung die Absicht

hatte , diesem Gedanken zu entsprechen . Der Verband der Torf¬

erzeuger habe aber durch nichtige Gründe dieses unterbunden.

Da in der Anlage auch einige gute Gedanken zum Ausdruck

kommen , so stellt der Ausschuß den
Antrag:

Die Eingabe der Regierung zur Prüfung zn über¬
weisen.

Namens des Eisenbahnausschusses.
Der Berichterstatter:

Denker.

Anlage sso.
Bericht

des Finanzausschusses über die dringende Petition der Nothilfe für Allslandsdeutsche , Landesausschuß

Oldenburg , vom 16 . Dezember 1919.

Über die in Abschrift anliegende Eingabe ist der Regierungs-

Vertreter gehört worden . Derselbe hat ansgeführt , daß die Unter¬

stützung der in Not geratenen , aus dem früheren Reichsgebiet,

z. B . Elsaß -Lothringen usw ., ausgewiesenen Deutschen bisher

durch das blote Kreuz geschehen sei, während die Unterstützung

der bedürftigen Ausländsdeutschen dem Staate obgelegen habe,

dem ein Drittel als Kosten der Kriegswohlfahrtspflcge vom

Reiche erstattet werde . Dabei handele es sich immer nur um

Fälle von unmittelbarer Bedürftigkeit , während die Gewährung

von Vorschüssen nnd Beihilfen zur Ausgleichung von Schäden,

die deutsche Reichsangehörigc im Auslande an ihrem Eigentum

erlitten haben , Sache des Reiches sei.
Das Verfahren bei der Unterstützung bedürftiger Aus-

landsdcutscher sei bisher in der Weise geregelt , daß die Unter¬

stützung von dem Bedürftigen bei dem zuständigen Amte oder

Stadtmagistrat der Städte I . Klasse beantragt werde und daß

letzteren die verauslagte Unterstützung vom Staate erstattet

tvcrde . Ein Antrag auf Erstattung solcher Unterstützungen sei,

> abgesehen von einem Falle , wo zweifellos keine Bedürftigkeit Vor¬

gelegen habe , niemals abgelehnt worden . Mittel ständen aus
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dem für Kriegswohlfahrtspflsgebereitgestellten Betrage (ß 336
des Voranschlags für den Landesteil Oldenburg) genügend zur
Verfügung, wobei allerdings mit einer starken Überschreitung
des im Voranschläge bereitgestellten Betrages von 600 000
gerechnet werden müsse. Klagen über das bisher geübte Ver¬
fahren seien noch nicht bekannt geworden.

Von den Antragstellern wurde zur Begründung ihres An¬
trages angeführt, daß viele von den bedürftigen Ausländs¬
deutschen, namentlich soweit sie früher in besseren Verhältnissen
gelebt hätten, lieber Not litten, anstatt sich an die Behörden mit
der Bitte um Unterstützung zu tuenden. Um diesen: Bedenken
zu begegnen, beabsichtige das Staatsniinisterium, die Anregung
zu geben, daß die Unterstützungsaltträgebei den Ämtern und
Stadtmagistraten auch durch die Interessenvertretungen, der Not-
Hilfe für Ausländsdeutsche, für ihre Angehörigen gestellt werden
könnten. Auch beabsichtige das Staatsministerium, die Ämter
und Stadtmagistrate anzuwcisen, den Nnterstütznngsgesuchcu
bedürftiger Anslandsdeutscher, sotveit irgend möglich, enlgegen-
zukommcn. Abgesehen hiervon könne ein Bedürfnis zu einer,
Änderung des bisher geübten Unterstützungsverfahrens nicht
aiterkannt lverden. Eine sorgfältige Prüfung jedes einzelnen
Nnterstützungsfalleskönne nicht entbehrt werden.

Der Finanzausschuß ist einstimmig der Meinung, daß
alles getan werden muß, tim den in Not geratenen Ausländs¬
deutschen, soweit irgend möglich, die notwendige Hilfe zu ge- j

Oldenburg, den 17. Dezember 1919.

Anlage 2 50.

währen. Gegen das bisher in bezug auf die Unterstützung ange¬
wendete Verfahren und gegen die von der Regierung in Aus¬
sicht genommene künftige Regelung hat er keine Einwendungen
zu erheben.

Hervorzüheben ist noch, daß durch die von der Rcichs-
regiernng am 15. November 1919 ausgestellten„Richtlinien für
die Gewährung von Vorschüssen, Beihilfen und Unterstützungen
für Schäden Deutscher im Auslande aus Anlaß des Krieges"
den deutschen Neichsangehörigen, die vor dem Kriege ihren
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Auslande gehabt oder
ihren Beruf dort ausgeübt haben oder aus Anlaß des Krieges
im Auslände wegen ihres Deutschtums interniert worden sind,
Unterstützungen zwecks Abhilfe ihrer wirtschaftlichen Notlage,
insbesondere zur Wiederaufnahmeeiner Tätigkeit im Auslande,
gewährt werden könne. Diese Unterstützungen können im Einzel¬
falle bis zu 1500 -/t! betragen 10, 17 der Richtlinien). Es
wird sich empfehlen, die Unterstützungsbedürftigen in geeigneter
Weise darauf aufmerksam zu machen, daß sic durch ihre Inter¬
essenvertretungen Anträge ans Gewährung solcher Unter¬
stützungen bei den Reichsbehörden stellen können.

Ter Finanzausschuß stellt hiernach den
Antrag:

Die Petition der Nothilfe für Ausländsdeutsche,
Landesausschuß Oldenburg, vorn 16. Dezember 1919
dem Staatsministcrtum zur Prüfung zu überweisen.

Namens des Finanzausschusses.
Ter Berichterstatter:

M u r ke n.

Finanzausschuß.
Nothilfe für Ausländsdeutsche.

Landesausschtlß Oldenburg. Oldenburg, den 16. 12. 19. '
Moltkestraße 23. ^
An den Landtag !

z. Hd. des -Herrn Landtagspräsidenten
Oldenburg.

Dringende Petition.  i
Die Nothilfe für Ausländsdeutsche in Oldenburg, ein Aus- !

schliß, bestehend aus Vertretern der evangelischen und katholischen
Kirchenbehörden, des Kriegerheimstättenvereins, des Vater¬
ländischen Frauenvereins, -des Roten Kreuzes, des evangelischeni
und katholischen Landeslehrervereins, des Volksbundes zum ^
Schlitze der Kriegs- und Zivilgefangenen, des Vereins für !
Deutschtum im Auslande, des Philologenvereins, des Bundes ?
der Ausländsdeutschenund aus Einzelpersonen, gestattet sich, >
dem Landtag die Bitte vorzutragen, nachstehende Petition als ^
dringlich behandeln und dem Staatsmiuistcrium zur Berücksich- ^
tigung überweisen zu wollen:

Petition . - -

Der Landtag wird gebeten, die Staatsregieruug zu ersuchen, ^
folgende Verordnung zu treffen: !

1. Deutschen, die vor dem Kriege ihren Wohnsitz oder dauernden
Aufenthalt im Auslands gehabt oder ihren Beruf dort aus-
geübt haben oder aus Anlaß des Krieges im Auslands wegen
ihres Deutschtums interniert worden sind, können, sofern sie
durch den Krieg in erhebliche wirtschaftliche Bedrängnis ge¬
raten sind, insbesondere zur Wiederaufnahmeeiner Tätigkeit
im In - oder Auslände, Unterstützungen aus Landesmitteln
gewährt werden.

Voraussetzung für die Gewährung dieser Unterstützungen
ist für Deutsche oldenburger Abstammung Wohnsitz oder
dauernder Aufenthalt in Oldenburg zur Zeit der Stellung des
Antrags, für sonstige Deutsche Wohnsitz oder dauernder
Aufenthalt in Oldenburg zur Zeit des Inkrafttretens dieser
Bestimmungen.

2. Für die Gewährung dieser Unterstützungenstellt der Land¬
tag vorerst 100 000 cF zur Verfügung.

3. Die Unterstützungen werden durch eine Spruchkommission
gewährt, die ans 3 Mitgliedern besteht, einem Beauftragten
des Staatsministerinmsals Leiter und je einem Vertreter
der Ausländsdeutschen und der Nothilfe für Ausländsdeutsche
in Oldenburg.

Zur Begründung gestatten wir uns, auf die beigefügte An¬
lage hinzuweiscn.

Anlagen. 1. Landtag des Freistaats Oldenburg, 1. Versammlung. 16
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